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Verhandlungen über ein Reichsschulgesetz
1925

Als es im Rahmen des Kabinetts Luther I, das vom 16. Januar

1925 bis zum 20. Januar 1926 im Amt war, zu einer bürgerlichen

Koalition unter Einschluss der Deutschnationalen Volkspartei

(DNVP) kam, ergab sich für die Zentrumspartei die Möglichkeit,

die schulpolitischen Fronten zwischen ihr und der DNVP zu klären.

Entweder konnte ein Reichsschulgesetz als Ergebnis und Rechtfertigung

der Bürgerblockpolitik beschlossen oder, wenn dies nicht gelänge,

der Beweis dafür geliefert werden, dass die schulpolitischen

Versprechen der Deutschnationalen leere Worte waren. Bereits in seiner

Regierungserklärung am 19. Januar 1925 kündigte Hans Luther ein

Reichsschulgesetz an.

Im Februar 1925 wurden von Zentrum, DNVP, Deutscher Volkspartei

(DVP) und Bayerischer Volkspartei (BVP) ausgearbeitete "Grundsätze

für ein Reichsschulgesetz" dem Reichsinnenministerium vorgelegt.

Diese wurden allerdings im Ministerium kaum zur Kenntnis genommen.

Vielmehr arbeiteten Reichsinnenminister Martin Schiele (DNVP) und –

unter Umgehung des sozialdemokratischen Staatssekretärs Heinrich

Schulz – Geheimrat Arthur Gürich einen eigenen Entwurf aus.

Dieser sah eine eindeutige Bevorzugung der Bekenntnisschule vor.

Hinzu kam die weitestgehende Berücksichtigung der gegenwärtigen

Gestaltung des Schulwesens in den Ländern, die die eigentliche

Gesetzgebungskompetenz in Schulfragen erhalten sollten. 

Die Katholische Schulorganisation, der der Entwurf vorab vorgelegt

wurde, lehnte diesen unter anderem deshalb ab, weil die Stärkung der

Länderkompetenz in Schulfragen den Katholiken außerhalb Bayerns

keinen unmittelbaren Vorteil brachte und sie ihn als unnötige Provokation

der Linken ansah. Auch die Länder bis auf Württemberg und Bayern

lehnten den Entwurf ab.

Als das Papier schließlich durch eine Indiskretion am 29. August 1925

vorab an die Öffentlichkeit gelangte, darauf eine linke Pressekampagne

losbrach, die nicht konfessionell gebundenen Lehrervereine scharfen

Protest einlegten und sich dazu außenpolitische Angelegenheiten in

den Vordergrund drängten, erklärte die Reichskanzlei das Projekt für zu

diesem Zeitpunkt undurchführbar und den Entwurf für erledigt – noch

bevor die DNVP am 25. Oktober 1925 die Regierung verlies.

Der Entwurf und die Ereignisse um ihn schadeten vor allem dem

Zentrum und der Glaubwürdigkeit seines Eintretens für Elternrecht

und Gewissensfreiheit. Die Sozialdemokraten fühlten sich in ihrer

schulpolitischen Haltung bestätigt und auch die DVP besann sich

verstärkt auf ihre liberalen Grundsätze.
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Im Nachgang des Scheiterns des Schiele-Gürichschen Gesetzentwurfs

lieferten sich Zentrum und der Reichs-Katholikenausschuss der

DNVP zunächst erbitterte politische Gefechte, bis es im Laufe des

Jahres 1926 zu einer immer stärkeren Annäherung der beiden

Parteien auf schulpolitischem Gebiet kam. Jedoch kam bis zum

Reichsschulgesetzentwurf des Deutschnationalen Walter von

Keudell, der von 1927 bis 1928 im Kabinett Marx IV den Posten des

Reichsinnenministers besetzte, keine Gesetzesinitiative mehr zustande.
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